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erweiterte Sekundar- und Hochschulbildung sowie Berufs-
und Fachausbildung, insbesondere für Mädchen und Frauen,
die Erschließung von Humanressourcen und Infrastrukturka-
pazitäten und die Stärkung der Selbsthilfekraft der in Armut
lebenden Menschen, bekräftigt in diesem Zusammenhang
den auf dem Weltbildungsforum im Jahr 2000 verabschiede-
ten Rahmenaktionsplan von Dakar239 und erkennt an, wie
wichtig die Strategie der Organisation der Vereinten Natio-
nen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur zur Bekämpfung
der Armut, insbesondere der extremen Armut, bei der Unter-
stützung der „Bildung für alle“-Programme als Instrument
zur Erreichung des Millenniums-Entwicklungsziels der allge-
meinen Grundschulbildung bis 2015 ist;

10. bittet die Hohe Kommissarin der Vereinten Natio-
nen für Menschenrechte, der Frage des Zusammenhangs zwi-
schen der extremen Armut und den Menschenrechten weiter-
hin hohe Priorität einzuräumen, und bittet sie außerdem, die
Tätigkeit auf diesem Gebiet fortzusetzen;

11. fordert die Staaten, die Organe der Vereinten Natio-
nen, insbesondere das Amt des Hohen Kommissars der Ver-
einten Nationen für Menschenrechte und das Entwicklungs-
programm der Vereinten Nationen, die zwischenstaatlichen
Organisationen und die nichtstaatlichen Organisationen auf,
dem Zusammenhang zwischen den Menschenrechten und der
extremen Armut weiterhin gebührende Aufmerksamkeit zu
widmen, und ermutigt den Privatsektor und die internationa-
len Finanzinstitutionen, dies ebenfalls zu tun;

12. bittet die Staaten sowie die zuständigen Organisatio-
nen der Vereinten Nationen, die Sonderorganisationen, Pro-
gramme und Fonds, die zwischenstaatlichen Organisationen,
die Vertragsorgane der Vereinten Nationen, die Sonderver-
fahren, einschließlich der unabhängigen Expertin für die Fra-
ge der Menschenrechte und der extremen Armut, die nationa-
len Menschenrechtsinstitutionen im Rahmen ihres jeweiligen
Mandats sowie die nichtstaatlichen Organisationen, insbeson-
dere diejenigen, in denen die in extremer Armut lebenden
Menschen ihre Auffassungen äußern, weitere Beiträge zu den
von der Hohen Kommissarin geführten Konsultationen über
den Entwurf von Leitlinien betreffend extreme Armut und
Menschenrechte: die Rechte der Armen236 zu leisten;

13. begrüßt die Anstrengungen, die die Institutionen des
Systems der Vereinten Nationen unternehmen, um die Mill-
enniums-Erklärung und die darin enthaltenen international
vereinbarten Entwicklungsziele in ihre Arbeit zu integrieren;

14. begrüßt außerdem die Ernennung der neuen unab-
hängigen Expertin für die Frage der Menschenrechte und der
extremen Armut sowie das erneuerte Mandat, das ihr erteilt
wurde, und nimmt mit Anerkennung Kenntnis von ihrem Be-
richt an die Generalversammlung240;

15. beschließt, diese Frage auf ihrer fünfundsechzigsten
Tagung unter dem Unterpunkt „Menschenrechtsfragen, ein-
schließlich anderer Ansätze zur besseren Gewährleistung der
effektiven Ausübung der Menschenrechte und Grundfreihei-
ten“ weiter zu behandeln.

RESOLUTION 63/176

Verabschiedet auf der 70. Plenarsitzung am 18. Dezember 2008,
in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 129 Stimmen bei
54 Gegenstimmen und 4 Enthaltungen, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/63/430/Add.2, Ziff. 182)241:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und
Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien,
Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Bar-
bados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brunei
Darussalam, Burkina Faso, Burundi, China, Costa Rica, Côte
d’Ivoire, Demokratische Volksrepublik Korea, Demokratische
Volksrepublik Laos, Dominica, Dominikanische Republik, Dschi-
buti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gabun, Gambia, Gha-
na, Grenada, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti,
Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik),
Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde,
Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kon-
go, Kuba, Kuwait, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali,
Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik,
Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Pa-
kistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen,
Ruanda, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa,
São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Senegal, Sierra Leone,
Simbabwe, Somalia, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia,
St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname,
Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Togo, Tonga, Trinidad und
Tobago, Tschad, Tunesien, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Uru-
guay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik),
Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania,
Vietnam, Zentralafrikanische Republik.

Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien
und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige
jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frank-
reich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien, Ja-
pan, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten
von), Monaco, Montenegro, Neuseeland, Niederlande, Norwe-
gen, Österreich, Palau, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik
Moldau, Rumänien, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien,

239 Siehe United Nations Educational, Scientific and Cultural Organi-
zation, Final Report of the World Education Forum, Dakar, Senegal,
26–28 April 2000 (Paris, 2000).
240 A/63/274.

241 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Ara-
bische Republik Syrien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bangladesch, Barba-
dos, Belarus, Benin, Bolivien, Botsuana, Burkina Faso, Burundi, China,
Côte d’Ivoire, Demokratische Volksrepublik Korea, Ecuador, El Salva-
dor, Eritrea, Gabun, Gambia, Ghana, Guinea, Honduras, Indonesien,
Iran (Islamische Republik), Jemen, Kamerun, Katar, Kenia, Kongo, Ku-
ba, Kuwait, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahi-
rija, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Mali, Marokko, Mauretanien, Mo-
sambik, Myanmar, Namibia, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Paki-
stan, Philippinen, Sambia, Saudi-Arabien, Sierra Leone, Simbabwe, Sri
Lanka, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname,
Swasiland, Tunesien, Uganda, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Re-
publik), Vereinigte Arabische Emirate und Vietnam.
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Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Türkei,
Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

Enthaltungen: Brasilien, Chile, Singapur, Timor-Leste.

63/176. Die Globalisierung und ihre Auswirkungen auf 
den vollen Genuss aller Menschenrechte

Die Generalversammlung,

geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der
Vereinten Nationen und insbesondere auf die Notwendigkeit
hinweisend, eine internationale Zusammenarbeit bei der För-
derung und Festigung der Achtung vor den Menschenrechten
und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied herbeizufüh-
ren,

unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte242 sowie die Erklärung und das Aktionsprogramm
von Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonferenz über
Menschenrechte verabschiedet wurden243,

sowie unter Hinweis auf den Internationalen Pakt über
bürgerliche und politische Rechte und den Internationalen
Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte244,

ferner unter Hinweis auf die Erklärung über das Recht auf
Entwicklung, die die Generalversammlung in ihrer Resolu-
tion 41/128 vom 4. Dezember 1986 verabschiedete,

unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der Verein-
ten Nationen245 und die Ergebnisdokumente der dreiundzwan-
zigsten246 und der vierundzwanzigsten247 Sondertagung der
Generalversammlung, die vom 5. bis 10. Juni 2000 in New
York beziehungsweise vom 26. Juni bis 1. Juli 2000 in Genf
stattfanden,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 62/151 vom
18. Dezember 2007,

ferner unter Hinweis auf die Resolution 2005/17 der Men-
schenrechtskommission vom 14. April 2005 über die Globa-
lisierung und ihre Auswirkungen auf den vollen Genuss aller
Menschenrechte248,

in der Erkenntnis, dass alle Menschenrechte allgemein-
gültig und unteilbar sind, einander bedingen und miteinander
verknüpft sind und dass die internationale Gemeinschaft die
Menschenrechte weltweit in gerechter und gleicher Weise,

auf derselben Grundlage und mit demselben Nachdruck be-
handeln muss,

im Bewusstsein dessen, dass sich die Globalisierung auf
alle Länder unterschiedlich auswirkt und sie anfälliger für po-
sitive wie negative äußere Entwicklungen, unter anderem auf
dem Gebiet der Menschenrechte, macht,

sowie im Bewusstsein dessen, dass die Globalisierung
nicht nur ein wirtschaftlicher Prozess ist, sondern auch sozia-
le, politische, ökologische, kulturelle und rechtliche Dimen-
sionen aufweist, die sich auf den vollen Genuss aller Men-
schenrechte auswirken,

betonend, dass es notwendig ist, die weltweite Entwick-
lungspartnerschaft voll durchzuführen und die von dem Welt-
gipfel 2005 ausgehende Dynamik zu steigern, um die in den
Ergebnissen der großen Konferenzen und Gipfeltreffen der
Vereinten Nationen im Wirtschafts- und Sozialbereich und
auf damit zusammenhängenden Gebieten, einschließlich des
Weltgipfels 2005, eingegangenen Verpflichtungen zu opera-
tionalisieren und zu erfüllen, und insbesondere die in den Zif-
fern 19 und 47 des Ergebnisses des Weltgipfels 2005249 ent-
haltene Verpflichtung bekräftigend, eine faire Globalisierung
und die Entwicklung der Produktionssektoren in den Ent-
wicklungsländern zu fördern, damit diese auf wirksamere
Weise am Prozess der Globalisierung teilhaben und daraus
Nutzen ziehen können,

im Bewusstsein dessen, dass eine gründliche, unabhängige
und umfassende Bewertung der sozialen, ökologischen und
kulturellen Auswirkungen der Globalisierung auf die Gesell-
schaften durchgeführt werden muss,

in der Erkenntnis, dass jede Kultur eine Würde und einen
Wert besitzt, die Anerkennung, Achtung und Erhaltung ver-
dienen, sowie in der Überzeugung, dass alle Kulturen ange-
sichts ihrer reichen Vielfalt und Diversität und ihrer wechsel-
seitigen Beeinflussung Teil des gemeinsamen Erbes aller
Menschen sind, und sich dessen bewusst, dass die Gefahr ei-
ner globalen Monokultur eine stärkere Bedrohung darstellt,
wenn die Entwicklungsländer arm und marginalisiert bleiben,

sowie in der Erkenntnis, dass den multilateralen Mecha-
nismen eine einzigartige Rolle dabei zukommt, den Heraus-
forderungen der Globalisierung zu begegnen und die Chan-
cen, die sie bietet, zu nutzen,

unter Betonung der globalen Natur des Migrationsphäno-
mens, der Bedeutung der internationalen, regionalen und bila-
teralen Zusammenarbeit und der Notwendigkeit, die Men-
schenrechte der Migranten zu schützen, insbesondere ange-
sichts der ständigen Zunahme der Migrationsströme in der
globalisierten Wirtschaft,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über die nachteiligen
Auswirkungen der Turbulenzen auf den internationalen Fi-
nanzmärkten auf die soziale und wirtschaftliche Entwicklung
und den vollen Genuss aller Menschenrechte, insbesondere

242 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
243 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III.
244 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Amtliche deutschsprachige
Fassungen: dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl.
Nr. 591/1978; AS 1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl.
1999 Nr. 57; öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).
245 Siehe Resolution 55/2.
246 Resolution S-23/2, Anlage, und Resolution S-23/3, Anlage.
247 Resolution S-24/2, Anlage.
248 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005,
Supplement No. 3 und Korrigenda (E/2005/23 und Corr.1 und 2),
Kap. II, Abschn. A. 249 Siehe Resolution 60/1.
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angesichts der gegenwärtigen internationalen Finanzproble-
me,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die nachtei-
ligen Auswirkungen der weltweit zunehmenden Probleme im
Nahrungsmittel- und Energiebereich auf die soziale und wirt-
schaftliche Entwicklung und den vollen Genuss aller Men-
schenrechte,

in der Erkenntnis, dass die Globalisierung von den Grund-
prinzipien geleitet werden sollte, die dem Korpus der Men-
schenrechte zugrunde liegen, wie Gerechtigkeit, Partizipa-
tion, Rechenschaftspflicht, Nichtdiskriminierung auf nationa-
ler wie internationaler Ebene, Achtung der Vielfalt, Toleranz
und internationale Zusammenarbeit und Solidarität,

betonend, dass das Vorhandensein weit verbreiteter extre-
mer Armut die volle und effektive Ausübung der Menschen-
rechte beeinträchtigt und dass die internationale Gemein-
schaft der sofortigen Linderung und letztendlichen Beseiti-
gung dieser Armut auch weiterhin hohe Priorität einräumen
muss,

erneut mit Nachdruck die Entschlossenheit bekundend,
die rasche und vollständige Erreichung der auf den großen
Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen ver-
einbarten Entwicklungsziele, einschließlich der auf dem Mill-
enniums-Gipfel vereinbarten und als Millenniums-Entwick-
lungsziele bezeichneten Ziele, sicherzustellen, die ein An-
sporn für Bemühungen um die Beseitigung der Armut sind,

zutiefst besorgt über die Unzulänglichkeit der Maßnah-
men zur Verringerung der wachsenden Kluft zwischen den
entwickelten Ländern und den Entwicklungsländern sowie
innerhalb der Länder, die unter anderem zu einer Verschär-
fung der Armut beigetragen und sich negativ auf den vollen
Genuss aller Menschenrechte ausgewirkt hat, vor allem in
den Entwicklungsländern,

in Anbetracht dessen, dass die Menschen eine Welt an-
streben, in der die Menschenrechte und die kulturelle Vielfalt
geachtet werden, und dass sie sich dementsprechend dafür
einsetzen, dass alle Aktivitäten, einschließlich derjenigen, die
durch die Globalisierung berührt werden, mit diesen Zielen
vereinbar sind,

1. ist sich dessen bewusst, dass die Globalisierung auf-
grund ihrer Auswirkungen unter anderem auf die Rolle des
Staates zwar Folgen für die Menschenrechte haben kann, dass
aber die Förderung und der Schutz aller Menschenrechte in
erster Linie Aufgabe des Staates sind;

2. hebt hervor, dass die Entwicklung im Mittelpunkt
der internationalen Wirtschaftsagenda stehen sollte und dass
die Kohärenz zwischen den nationalen Entwicklungsstrategi-
en und den internationalen Verpflichtungen und Zusagen für
ein entwicklungsförderndes Umfeld und eine alle Menschen
einschließende und ausgewogene Globalisierung unabding-
bar ist;

3. bekräftigt, dass die Verringerung der Kluft zwischen
Arm und Reich, sowohl innerhalb der Länder als auch zwi-
schen ihnen, ein ausdrücklich angestrebtes Ziel auf nationaler
und internationaler Ebene ist, als Teil der Bemühungen um

die Schaffung eines Umfelds, das dem vollen Genuss aller
Menschenrechte förderlich ist;

4. bekräftigt außerdem die Verpflichtung, auf nationa-
ler wie globaler Ebene ein Umfeld zu schaffen, das der Ent-
wicklung und der Armutsbeseitigung förderlich ist, unter an-
derem durch gute Regierungsführung in jedem Land und gute
Ordnungspolitik auf internationaler Ebene, durch die Trans-
parenz der Finanz-, Währungs- und Handelssysteme und
durch die Verpflichtung auf ein offenes, faires, regelgestütz-
tes, berechenbares und nichtdiskriminierendes multilaterales
Handels- und Finanzsystem;

5. erkennt an, dass die Globalisierung zwar große
Chancen eröffnet, dass jedoch die mit ihr einhergehenden
Vorteile ebenso wie ihre Kosten sehr ungleich verteilt sind,
ein Aspekt des Prozesses, der sich auf den vollen Genuss aller
Menschenrechte auswirkt, insbesondere in den Entwick-
lungsländern;

6. begrüßt den Bericht der Hohen Kommissarin der
Vereinten Nationen für Menschenrechte über die Globalisie-
rung und ihre Auswirkungen auf den vollen Genuss der Men-
schenrechte250, der sich schwerpunktmäßig mit der Handelsli-
beralisierung im Bereich der Landwirtschaft und ihren Aus-
wirkungen auf die Verwirklichung des Rechts auf Entwick-
lung, namentlich des Rechts auf Nahrung, befasst, und nimmt
Kenntnis von den darin enthaltenen Schlussfolgerungen und
Empfehlungen;

7. fordert die Mitgliedstaaten, die zuständigen Organi-
sationen des Systems der Vereinten Nationen, die zwischen-
staatlichen Organisationen und die Zivilgesellschaft auf, zur
Steuerung der Globalisierung ein ausgewogenes und umwelt-
verträgliches Wirtschaftswachstum zu fördern, um die Armut
systematisch zu verringern und die internationalen Entwick-
lungsziele zu erreichen;

8. erkennt an, dass die Globalisierung nur dann alle
voll mit einschließen, ausgewogen sein, ein menschliches
Antlitz haben und so zum vollen Genuss aller Menschenrech-
te beitragen kann, wenn breit angelegte, dauerhafte Anstren-
gungen, namentlich Politiken und Maßnahmen auf globaler
Ebene, unternommen werden, um auf der Grundlage der gan-
zen Vielfalt unserer einen Menschheit eine gemeinsame Zu-
kunft zu schaffen;

9. unterstreicht, dass es dringend erforderlich ist, ein
ausgewogenes, transparentes und demokratisches internatio-
nales System zu schaffen, um die Mitwirkung der Entwick-
lungsländer an der weltwirtschaftlichen Entscheidungsfin-
dung und Normsetzung zu stärken und auszuweiten;

10. bekräftigt, dass die Globalisierung ein komplexer
Prozess eines Strukturwandels mit zahlreichen interdiszipli-
nären Aspekten ist, der sich auf den Genuss der bürgerlichen,
politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte,
einschließlich des Rechts auf Entwicklung, auswirkt;

250 E/CN.4/2002/54.
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11. bekräftigt außerdem, dass die internationale Ge-
meinschaft danach streben soll, auf die aus der Globalisierung
erwachsenden Herausforderungen und Chancen in einer Wei-
se zu reagieren, die die Achtung der kulturellen Vielfalt aller
gewährleistet;

12. unterstreicht daher die Notwendigkeit, die Folgen
der Globalisierung für den vollen Genuss aller Menschen-
rechte weiter zu analysieren;

13. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs251 und ersucht diesen, weiter die Auffassungen der
Mitgliedstaaten und der zuständigen Organisationen des Sys-
tems der Vereinten Nationen einzuholen und der Generalver-
sammlung auf ihrer vierundsechzigsten Tagung einen sachbe-
zogenen Bericht zu diesem Thema vorzulegen.

RESOLUTION 63/177

Verabschiedet auf der 70. Plenarsitzung am 18. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/63/430/Add.2, Ziff. 182)252.

63/177. Subregionales Zentrum für Menschenrechte und 
Demokratie in Zentralafrika

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 55/105 vom 4. Dezem-
ber 2000 über regionale Abmachungen zur Förderung und
zum Schutz der Menschenrechte,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 55/34 B vom
20. November 2000 und 55/233 vom 23. Dezember 2000, Ab-
schnitt III ihrer Resolution 55/234 vom 23. Dezember 2000,
ihre Resolution 56/253 vom 24. Dezember 2001 und ihre Re-
solutionen 58/176 vom 22. Dezember 2003, 59/183 vom
20. Dezember 2004, 60/151 vom 16. Dezember 2005, 61/158
vom 19. Dezember 2006 und 62/221 vom 22. Dezember 2007
über das Subregionale Zentrum für Menschenrechte und De-
mokratie in Zentralafrika,

ferner unter Hinweis darauf, dass die Weltkonferenz über
Menschenrechte empfohlen hat, dass für den Ausbau regiona-
ler Abmachungen zur Förderung und zum Schutz der Men-
schenrechte im Rahmen des Programms für technische Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte des Amtes

des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Men-
schenrechte mehr Ressourcen bereitgestellt werden sollten253,

unter Hinweis auf den Bericht der Hohen Kommissarin254,

Kenntnis nehmend von der Abhaltung der siebenund-
zwanzigsten Ministertagung des Ständigen beratenden Aus-
schusses der Vereinten Nationen für Sicherheitsfragen in
Zentralafrika vom 13. bis 15. Mai 2008 in Luanda,

sowie Kenntnis nehmend von dem Bericht des General-
sekretärs255,

unter Begrüßung des Ergebnisses des Weltgipfels 2005256,
insbesondere des darin bekräftigten Beschlusses, den ordent-
lichen Haushalt des Amtes des Hohen Kommissars in den
kommenden fünf Jahren zu verdoppeln,

1. begrüßt die Tätigkeit des Subregionalen Zentrums
für Menschenrechte und Demokratie in Zentralafrika in Jaun-
de;

2. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von der Unterstüt-
zung, die das Gastland bei der Einrichtung des Zentrums ge-
währt hat;

3. nimmt Kenntnis von der Umsetzung der neuen Drei-
jahresstrategie für das Zentrum, die auf eine Verstärkung sei-
ner Aktivitäten abzielt257;

4. vermerkt die Anstrengungen, die der Generalsekre-
tär und die Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen für
Menschenrechte unternehmen, um sicherzustellen, dass die
einschlägigen Resolutionen der Generalversammlung258 voll-
ständig durchgeführt werden, damit ausreichende finanzielle
und personelle Ressourcen für die Aufgaben des Zentrums
bereitstehen;

5. ersucht den Generalsekretär und die Hohe Kommis-
sarin, im Rahmen der vorhandenen Ressourcen des Amtes
des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Men-
schenrechte auch künftig zusätzliche finanzielle und perso-
nelle Ressourcen bereitzustellen, damit das Zentrum dem
wachsenden Bedarf im Hinblick auf die Förderung und den
Schutz der Menschenrechte und den Aufbau einer Kultur der
Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit in der zentralafrikani-
schen Subregion in positiver und wirksamer Weise entspre-
chen kann;

6. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer vierundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen.

251 A/63/259.
252 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Albanien, Algerien, Angola, Äquato-
rialguinea, Äthiopien, Benin, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Bur-
kina Faso, Burundi, Chile, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Demokratische
Republik Kongo, Dschibuti, ehemalige jugoslawische Republik Maze-
donien, El Salvador, Frankreich, Gabun, Ghana, Guinea, Honduras, Ita-
lien, Kamerun, Kap Verde, Kenia, Komoren, Kongo, Kroatien, Lesotho,
Libanon, Liberia, Madagaskar, Malawi, Mali, Marokko, Namibia, Nige-
ria, Österreich, Portugal, Ruanda, Sambia, São Tomé und Príncipe, Se-
negal, Sierra Leone, Spanien, Sri Lanka, Südafrika, Sudan, Swasiland,
Tschad, Uganda, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigte Staaten von
Amerika und Zentralafrikanische Republik.

253 Siehe A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III.
254 Official Records of the General Assembly, Fifty-sixth Session, Supple-
ment No. 36, Addendum (A/56/36/Add.1).
255 A/63/367.
256 Siehe Resolution 60/1.
257 Siehe A/62/317, Ziff. 14-19.
258 Siehe Resolutionen 61/158 und 62/221.


